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B E S C H L U S S  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Carmen LOIBNER-PERGER als 

Vorsitzende und die Richterin Mag. Ivona GRUBESIC sowie die fachkundige Laienrichterin 

Elisabeth SCHRENK als Beisitzer über die Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , vertreten durch 

Fassl Haase Rechtsanwälte, gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle 

Kärnten, vom 25.10.2022, betreffend Entschädigung nach dem Impfschadengesetz, 

beschlossen: 

 

A)  

 

In Erledigung der Beschwerde wird der angefochtene Bescheid aufgehoben und die 

Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Sozialministeriumservice, 

Landesstelle Kärnten, zurückverwiesen.  

B)  

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

 

Die Beschwerdeführerin stellte am 20.07.2021 beim Sozialministeriumservice, Landesstelle 

Kärnten (im Folgenden: belangte Behörde) einen Antrag auf Entschädigung nach dem 

Impfschadengesetz. Begründet wurde der Antrag damit, dass die Beschwerdeführerin 

aufgrund einer empfohlenen Covid-19-Impfung am 20.03.2021 mit dem Impfstoff Astra 

Zeneca Vaxzevira eine Sinusvenenthrombose als schwere gesundheitliche Schädigung erlitten 

habe. Die Beschwerdeführerin sei von 28.03.2021 bis 07.04.2021 in stationärer Behandlung 

und in weiterer Folge bis 30.06.2021 im Krankenstand gewesen. Sie leide nach wie vor unter 

kognitiven Einschränkungen wie Konzentrationsschwierigkeiten, Schlafstörungen und 

erhöhter Nervosität und sei in laufender Behandlung bei einem Internisten und in einer 

Schlaganfallambulanz. Dem Antrag wurde ein Konvolut an medizinischen Beweismittel 

beigelegt.   

Die belangte Behörde holte in der Folge ein Sachverständigengutachten eines Facharztes für 

Innere Medizin vom 28.06.2022 ein, in welchem Nachfolgendes ausgeführt wurde: 

„Internistisch Angiologisches Gutachten: 

Anamnese und Vorgeschichte: 

Frau XXXX , geb. XXXX , war vom 28.3.2021 bis 7.4.2021 stationär wegen einer 

Sinusvenenthrombose im Rahmen einer Vaccine induced thrombotic thrombocytopenia 

(VITT). Initial wurde die Patientin ca. eine Woche nach der Erstgabe der Astra Zeneca 

Impfung gegen Covid 19 mit starken Kopfschmerzen an der Neurologischen Notaufnahme 

vorstellig. Bei unauff. Schädel CT wurde die Patientin bei typischen Laborveränderungen für 

eine VITT (Thrombopenie, massive D-Dimer Auslenkung) stationär aufgenommen. Im Schädel 

MRT zeigte sich während des stationären Aufenthaltes (passend zu den Beschwerden der 

Patientin) eine Sinusvenenthrombose. Die entsprechende VITT Therapie wurde eingeleitet 

und die Patientin konnte am 7.4.2021 mit einer oralen Antikoagulation (Pradaxa) sowie 

ambulanten Kontrollen an der Schlaganfallambulanz und der Angiologischen 

Gerinnungsambulanz entlassen werden. Eine Impfung mit einem mRNA Impfstoff gegen 

Covid 19 erfolgte im Intervall (2.112021). Die Antikoagulation wurde über die 

Schlaganfallambulanz am 30.6.2021 abgesetzt. Bis dahin (ab dem 28.3.2021) war die 

Patientin im Krankenstand. 
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Bisherige Krankheiten und Operationen: 

Keine; Sectio 2013 

Berufliche Ausbildung und Tätigkeit: 

 XXXX Vaskuläre Risikofaktoren: 

Rauchen: Nichtraucherin Diabetes Mellitus: neg. 

Arterieller Hypertonus: neg  

Aktuelle Symptomatik: 

Konzentrationsschwierigkeiten und erhöhte Nervosität; Pat. kann sich auch beim 

Schularbeiten korrigieren nicht mehr gut konzentrieren 

Physikalische Untersuchung: 

Unauff. 

Beurteilung/Zusammenfassung: 

Bei  XXXX bestand im Frühjahr 2021 eine VITI- nach Erstgabe des Covid 19 Impfstoffs von 

Astra Zeneca. Die bereits am Beginn des stationären Aufenthaltes vorhandene Klinik des 

Kopfschmerzes wurde mittels MRT abgeklärt. Es zeigte sich eine Sínusvenenthrombose als 

klassisches thrombotisches Korrelat der VITT. Nach initialer Therapie mit Immunglobulinen 

und einer parenteralen Antikoagulation erfolgte eine orale Antikoagulation mit Pradaxa für 3 

Monate ab Erstdiagnose. 

Kontrollen über die Schlaganfallambulanz der Neurologischen Universitätsklinik sowie über 

die Angiologische Gerinnungsambulanz fanden statt. Die Patientin war für knapp 3 Monate 

im Krankenstand und gibt derzeit vor allem Nervosität und Schlafstörungen als vorhandene 

Restbeschwerden an. Die letzte Neurologische Kontrolle erfolgte rezent beim 

niedergelassenen Facharzt wegen Kopfschmerz zur Migräneabklärung. 

Zu den Fragestellungen des Ministeriums kann daher wie folgt Stellung genommen werde: 

 

Frage 1: Welchem Krankheitsbild bzw. welcher Gesundheitsbeeinträchtigung entspricht die 

geltend gemachte Gesundheitsschädigung? 

Bei  XXXX bestand ein Erkrankungsbild, das heute als VITT (vaccine induced thrombotic 

thrombocytopenia) bekannt ist und klassischerweise als Komplikation einer Vector Impfung 

gegen Covid-19 auftreten kann (typischerweise wie auch bei  XXXX mit dem Impfstoff der 

Firma Astra Zeneca; Häufigkeit bei Astra Zeneca geimpften ca. 1: 100 000). 

 

Frage 2: Ergeben sich daraus maßgebliche Funktionsbeeinträchtigungen? 

Derzeit bestehen bei  XXXX laut Eigenangaben Konzentrationsschwierigkeiten, 

Schlafstörungen und Nervosität. 
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Frage 3: Sind die Symptome als Impfreaktion oder Impfkomplikation in der Literatur 

bekannt? 

Ja. Das Erkrankungsbild der VITT ist in der Literatur bekannt und wurde in oben ausgeführter 

Häufigkeit beschrieben. 

 

Frage 4: Welche ärztlichen Befunde sprechen für einen Zusammenhang der vorliegenden 

Gesundheitsschädigung mit der Impfung? 

Das typische Zeitfenster zwischen Impfung und Auftreten der klassischen Veränderungen des 

Labors (Thrombozytopenie und erhöhtes D-Dimer) gemeinsam mit dem Auftreten einer 

Thrombose an unüblichen Orten (bei  Frau XXXX   Sinusvenenthrombose). Weiters die 

Besserung der Laborveränderungen auf Immunglobulingabe und Antikoagulation. 

 

Frage 5: Wie gewichtig ist jede einzelne dieser Pro-Schlussfolgerung? 

Sehr gewichtig. 

 

Frage 6: Welche ärztlichen Befunde sprechen gegen einen Zusammenhang der vorliegenden 

Gesundheitsschädigung mit der Impfung? 

Gleichzeitig zu den Beschwerden wurde ein positiver Covid Abstrich (Antigen und PCR) bei 

der Patientin im Rahmen der Hospitalisierung durchgeführt. Somit ist eine ev. zusätzliche 

Verschärfung der VITT durch eine begleitende Covid Infektion denkbar, was in der Literatur 

auch immer wieder diskutiert wurde/wird. 

 

Frage 7: Wie gewichtig ist jede einzelne dieser Contra-Schlussfolgerung? 

Es gibt keine richtige Contra Schlussfolgerung. 

 

Frage 8: Spricht im Sinne der gesamtheitlichen Sicht erheblich mehr für oder erheblich mehr 

gegen einen ursächlichen Zusammenhang? 

Es spricht mehr für einen Zusammenhang. 

 

Frage 9: Ist daher aus ärztlicher Sicht ein bzw. kein wahrscheinlicher Zusammenhang 

anzunehmen? 

Es ist aus ärztlicher Sicht ein Zusammenhang anzunehmen. 

 

Frage 10: Insbesondere sind folgende Kriterien zu prüfen: 

- Besteht ein klarer zeitlicher Zusammenhang? 
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Ja. 

- Entspricht die Symptomatik im Wesentlichen, wenn auch in abgeschwächter Form 

dem Bild einer Komplikation nach einer Infektion? 

Ja. Die bei der VITT beobachteten Veränderungen (Gerinnungs- und Blutbildveränderungen 

sowie ausgeprägte Thromboseneigung) sind auch bei einer Covid Infektion mit 

intensivpflichtigem Verlauf beschrieben. Die hier beobachteten positiven Covid Abstriche 

waren jedoch asymptomatisch (die Pat. hatte keine typischen Covid Symptome). 

- Gibt es eine andere (wahrscheinlichere) Erklärungsmöglichkeit der Ätiologie? 

Nein. 

 

Frage 11: Hat die Impfung eine zumindest über 3 Monate andauernde 

Gesundheitsschädigung verursacht? 

Ja, die Patientin war knapp über 3 Monat im Krankenstand. Hauptgrund des prolongierten 

Krankenstandes war die Antikoagulationstherapie sowie die psychischen Belastungszustände. 

-  Wenn ja, hat sich die Gesundheitsschädigung im Verlauf in ihrer Schwere maßgeblich  

geändert? 

Ja. Die ersten ca 2 Wochen war aufgrund der Laborveränderungen prinzipiell eine 

lebensbedrohliche Situation gegeben. Hier bestand eine Sinusvenenthrombose und 

Laborveränderungen am Gerinnungssystem, die jedoch auf Immunglobulingabe und 

Antikoagulation Besserung zeigten. Nach dieser Phase bestand nach der Entlassung keine 

akute Lebensbedrohung mehr. Es bestand zu diesem Zeitpunkt die Einschränkung durch die 

Antikoagulation, die bis zur Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess (also für 3 Monate) 

beschrieben wurde. Ev. als Limitation im Alltag kann nachfolgend noch die Phase der 

psychischen Belastung angeführt werden (lt. Patientin Schlafstörungen und Nervosität bis 

jetzt). 

- Können daher für bestimmte Zeiträume unterschiedliche Schweregrade angegeben      

werden? 

Ja: Details wurden bereits in der letzten Fragebeantwortung ausgeführt. 

Frage 12: Hat die Impfung zwar keine Dauerfolgen, aber eine schwere Körperverletzung 

nach§ 84 Abs. 1 StGB bewirkt? 

Da im Beiblatt Berufsunfähigkeit > 24 Tage als Annahme der schweren Körperverletzung 

ausreicht und diese bestanden hat, ist diese Frage mit Ja zu beantworten.“ 
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Mit Schreiben vom 11.07.2022 teilte die belangte Behörde der nunmehr rechtlich 

vertretenen Beschwerdeführerin in Wahrung des Parteiengehörs mit, dass nach dem 

Ergebnis des medizinischen Beweisverfahrens ein kausaler Zusammenhang zwischen der 

Impfung am 20.03.2021 und dem nach der Impfung aufgetretenen Leidenszustand (VITT) 

vorliege. Die Impfung habe keine Dauerfolgen, jedoch eine schwere Körperverletzung iSd § 

84 Abs. 1 StGB bewirkt, weshalb die Voraussetzungen für die Gewährung einer 

Entschädigung nach § 2a Impfschadengesetz vorliegen würden. Weil sich die 

Beschwerdeführerin aufgrund des erlittenen Impfschadens in der Zeit vom 28.03.2021 bis 

07.04.2021 in stationärer Behandlung befunden habe, würden der Beschwerdeführerin die 

einmalige pauschalierte Geldleistung in der Höhe von 1.305,70 EUR, erhöht um den Betrag 

von 1.176,20 EUR, sohin insgesamt 2.481,90 EUR zustehen. Als Beilage wurde das eingeholte 

medizinische Sachverständigengutachten übermittelt.  

In der daraufhin von der Rechtsvertretung der Beschwerdeführerin am 16.08.2022 

eingebrachten Stellungnahme wurde ausgeführt, dass sich die Beschwerdeführerin in der 

Zeit vom 28.03.2021 bis zum 07.04.2021 in stationärer Behandlung befunden habe und im 

Anschluss bis 30.06.2021 im Krankenstand gewesen sei. Die Beschwerdeführerin leide nach 

wie vor an Nervosität und Schlafstörungen. Es sei von der belangten Behörde völlig außer 

Acht gelassen worden, dass sie länger als drei Monate erwerbsunfähig gewesen sei und ihr 

daher auch eine Beschädigtenrente gem. § 2 Abs. 1 lit. c Z 1 HVG gebühre. Zur Klärung einer 

etwaigen weiterbestehenden Minderung der Erwerbsfähigkeit werde der Antrag auf 

Einholung eines Sachverständigengutachtens aus dem Bereich der Neurologie gestellt. Die 

der Beschwerdeführerin gebührende Pauschalentschädigung samt Erhöhungsbeitrag sei 

überdies falsch berechnet worden und gebühre der Beschwerdeführerin - entsprechend den 

in der Stellungnahme dargelegten Berechnungen - eine Entschädigungsleistung in der Höhe 

von 12.663,89 EUR.  

In der daraufhin von der belangten Behörde eingeholten Stellungnahme der leitenden Ärztin 

vom 19.09.2022 wurde Nachfolgendes festgehalten:  

„Frau L. erlitt aufgrund der am 20.03.2021 vorgenommenen Covid 19 Impfung (Impfstoff 

Astra Zeneca) eine Sinusvenenthrombose im Rahmen einer VITT. Dies stellt als anfänglich 

lebensbedrohliche Situation eine schwere Körperverletzung dar. Die Gesundheitsschädigung 

führte zu einem Krankenstand von drei Monaten; darüber hinaus bestehen   

Restbeschwerden in Form von Schlaflosigkeit und Nervosität, die jedoch für eine 

Einschätzung nach den „Richtsätzen für die Einschätzung der Minderung der 

Erwerbsfähigkeit gemäß § 7 KOVG 1957“ nicht relevant sind.  (Psychopathien und vegetative 
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Dystonien erreichen nur mit dem Krankheitswert einer schweren Psychose einen 

Behinderungsgrad 100 v.H.; ansonsten seien sie mit 0 v.H. zu beurteilen – 

Richtsatzverordnung Abschnitt V, c, Positionen 582, 583 und 584). Die Veranlassung eines 

neurologischen Sachverständigengutachtens erscheine vor diesem Hintergrund nicht 

sinnvoll.“  

Mit nicht verfahrensgegenständlichem Bescheid vom 10.10.2022 erkannte die belangte 

Behörde die schwere Körperverletzung „Sinusvenenthrombose im Rahmen einer VITT“ als 

Folge der am 20.03.2021 vorgenommenen Covid-19-Impfung sowie eine Pauschalabgeltung 

in der Höhe von 2.481,90 EUR (einmalige pauschalierte Entschädigung in Höhe von 1.305,70 

EUR erhöht um elf Tage Anstaltsbedürftigkeit in der Höhe von 1.176,20 EUR) an. In der 

Begründung führte die belangte Behörde aus, dass die vorgebrachten Einwendungen im 

Rahmen des Parteiengehörs nicht geeignet gewesen seien eine anderslautende Entscheidung 

zu begründen und verwies in diesem Zusammenhang auf die Stellungnahme der leitenden 

Ärztin vom 19.09.2022. 

Am 18.10.2022 stellte die Beschwerdeführerin bei der belangten Behörde einen Antrag auf 

Bescheiderlassung mit der Begründung, dass ihr die Einbringung eines Rechtsmittels gegen 

die nicht erhaltenen 10.151,99 EUR verunmöglicht werde, weil über den nicht zur 

Auszahlung gebrachten betrag kein ablehnender Bescheid vorliege.  

Mit nunmehr angefochtenem Bescheid vom 25.10.2022 sprach die belangte Behörde aus, 

dass im Anschluss an den Bescheid vom 10.10.2022 folgende Entscheidung ergeht:  

Der Anspruch auf Beschädigtenrente wird gemäß §§ 1b, 2 Abs. 1 lit. c und 3 

Impfschadengesetz abgelehnt und das Mehrbegehren in der Höhe von 10.151,99 EUR 

zurückgewiesen. Begründend wurde insbesondere ausgeführt, dass durch die Impfung keine 

über drei Monate hinausgehende Minderung der Erwerbstätigkeit von mindestens 20 v.H. 

bewirkt worden sei. Dies sei durch das vorliegende Ermittlungsergebnis, insbesondere durch 

die ergänzende Stellungnahme der leitenden Ärztin vom 19.09.2022 – die dem Bescheid vom 

10.10.2022 beigelegt worden sei – schlüssig bewiesen worden. Nachdem die Schädigung 

keine Dauerfolgen im Sinne des Gesetzes bewirkt habe, sei die Voraussetzung für die 

Gewährung einer Beschädigtenrente nicht erfüllt. Bei Zutreffen der gesetzlichen 

Voraussetzungen als Entschädigung nach dem Impfschadengesetz sei entweder eine 

Beschädigtenrente oder eine Pauschalabgeltung zu leisten. Betreffend die 

Pauschalentschädigung führte die belangte Behörde aus, dass diese in der Stellungnahme 

der vertretenen Beschwerdeführerin falsch berechnet worden sei. Die vorgelegte 

Berechnung der Anpassungsfaktoren für die Jahre 2003 und 2009 sei fehlerhaft und somit sei 



 8 

die Berechnung insgesamt falsch. Die Errechnung des Erhöhungsbeitrages sei ebenfalls 

inkorrekt. Der angepasste Wert der Pflegezulage der höchsten Stufe für das Jahr 2021 

betrage 3.207,20 EUR.  

Gegen den Bescheid vom 25.10.2022 erhob die Beschwerdeführerin durch ihre 

Rechtsvertretung, mit am 07.12.2022 eingebrachten Schriftsatz, fristgerecht das Rechtsmittel 

der Beschwerde und führte aus, nach ihrer stationären Entlassung (28.03.2021 bis zum 

07.04.2021) habe sich die Beschwerdeführerin noch bis zum Ende ihrer Antikoagulation 

Therapie am 30.062021 – und damit insgesamt mehr als drei Monate – im Krankenstand 

befunden. Auch nach dem Ende ihres Krankenstandes leide die Beschwerdeführerin an 

Restbeschwerden, wie insbesondere Nervosität und Schlafstörungen. Die belangte Behörde 

habe hinsichtlich der beantragten Erwerbsunfähigkeitsrente pauschal auf die Ausführungen 

der leitenden Ärztin verwiesen. Diese verkenne jedoch die Ausführungen der 

Beschwerdeführerin, die nicht ihre Schlafstörungen als Begründung für die 

Erwerbsunfähigkeit angegeben habe, sondern ihren mehr als dreimonatigen anerkannten 

Krankenstand, dem selbsterklärend eine Erwerbsunfähigkeit zugrunde liege. Überdies habe 

die belangte Behörde betreffend die Pauschalentschädigung ihren Rechnungsweg nicht 

dargelegt und müsse daher davon ausgegangen werden, dass die Rechnungsdifferenzen auf 

falscher Gesetzesanwendung beruhen. Das Impfschadengesetz lasse zudem keine 

Interpretation dahingehend zu, dass entweder eine Pauschalentschädigung oder eine 

Beschädigtenrente zu leisten sei.  

Die Beschwerde samt dem Verwaltungsakt langte am 12.12.2022 beim 

Bundesverwaltungsgericht ein.  

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

 

Zu Spruchpunkt A) 

 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht 

zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu 

erledigen. 

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden dann in der Sache 

selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des 

maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit 

gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. 
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Gemäß § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen 

Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen 

Bescheides an die Behörde zurückverweisen, wenn die Behörde notwendige Ermittlungen 

des Sachverhaltes unterlassen hat. Die Behörde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung 

gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist. 

Nach dem klaren Wortlaut des § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG ist Voraussetzung für eine 

Aufhebung und Zurückweisung nach dieser Bestimmung das Fehlen notwendiger 

Ermittlungen des Sachverhaltes seitens der belangten Behörde.  

 

Das Modell der Aufhebung des Bescheides und Zurückverweisung der Angelegenheit an die 

Behörde folgt konzeptionell jenem des § 66 Abs. 2 AVG, setzt im Unterschied dazu aber nicht 

auch die Notwendigkeit der Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen 

Verhandlung voraus. Voraussetzung für eine Aufhebung und Zurückverweisung ist allgemein 

nur das Fehlen behördlicher Ermittlungsschritte. Sonstige Mängel, abseits jener der 

Sachverhaltsfeststellung, legitimieren nicht zur Behebung auf Grundlage von § 28 Abs. 3 2. 

Satz VwGVG. (Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren, 2. Auflage 2018, zu § 28 

VwGVG Anm. 11, S. 204 ff). 

§ 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG bildet damit die Rechtsgrundlage für eine kassatorische 

Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes, wenn „die Behörde notwendige 

Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen“ hat. 

 

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich in seinem Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 

2014/03/0063, mit der Sachentscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte 

auseinandergesetzt und darin folgende Grundsätze klargestellt: 

Die Aufhebung eines Bescheides einer Verwaltungsbehörde durch ein Verwaltungsgericht 

komme nach dem Wortlaut des § 28 Abs. 1 Z 1 VwGVG nicht in Betracht, wenn der für die 

Entscheidung maßgebliche Sachverhalt feststeht. Dies wird jedenfalls dann der Fall sein, 

wenn der entscheidungsrelevante Sachverhalt bereits im verwaltungsbehördlichen 

Verfahren geklärt wurde, zumal dann, wenn sich aus der Zusammenschau der im 

verwaltungsbehördlichen Bescheid getroffenen Feststellungen - im Zusammenhalt mit den 

dem Bescheid zu Grunde liegenden Verwaltungsakten - mit dem Vorbringen in der gegen 

den Bescheid erhobenen Beschwerde kein gegenläufiger Anhaltspunkt ergibt. 

Der Verfassungsgesetzgeber habe sich bei Erlassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-

Novelle 2012, BGBl. I 51, davon leiten lassen, dass die Verwaltungsgerichte grundsätzlich in 

der Sache selbst zu entscheiden haben, weshalb ein prinzipieller Vorrang einer meritorischen 

Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte anzunehmen ist.  
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Angesichts des in § 28 VwGVG insgesamt verankerten Systems stelle die nach § 28 Abs. 3 

zweiter Satz VwGVG bestehende Zurückverweisungsmöglichkeit eine Ausnahme von der 

grundsätzlichen meritorischen Entscheidungszuständigkeit der Verwaltungsgerichte dar. 

Nach dem damit gebotenen Verständnis stehe diese Möglichkeit bezüglich ihrer 

Voraussetzungen nicht auf derselben Stufe wie die im ersten Satz des § 28 Abs. 3 VwGVG 

verankerte grundsätzliche meritorische Entscheidungskompetenz der Verwaltungsgerichte. 

Vielmehr verlangt das im § 28 VwGVG insgesamt normierte System, in dem insbesondere die 

normative Zielsetzung der Verfahrensbeschleunigung bzw. der Berücksichtigung einer 

angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet, dass von der Möglichkeit der 

Zurückverweisung nur bei krassen bzw. besonders gravierenden Ermittlungslücken Gebrauch 

gemacht wird. Eine Zurückverweisung der Sache an die Verwaltungsbehörde zur 

Durchführung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht 

kommen, wenn die Verwaltungsbehörde jegliche erforderliche Ermittlungstätigkeit 

unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des maßgebenden Sachverhaltes (vgl. § 37 AVG) 

lediglich völlig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloß ansatzweise ermittelt hat. 

Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehörde 

(etwa schwierige) Ermittlungen unterließ, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht 

vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das 

Verwaltungsgericht). 

 

Die gegenständlich maßgeblichen Bestimmungen des Bundesgesetzes über die 

Entschädigung von Impfschäden (Impfschadengesetz) lauten: 

§ 1. Der Bund hat für Schäden, die durch eine Schutzimpfung auf Grund  

1. des Bundesgesetzes über die Impfpflicht gegen COVID-19 (COVID-19-

Impfpflichtgesetz – COVID-19-IG), BGBl. I Nr. 4/2022 (…) 

verursacht worden sind, nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes Entschädigung zu leisten.“ 

§ 2. (1) Als Entschädigung sind zu leisten: 

a) Übernahme der Kosten für die Behandlung zur Besserung oder Heilung des 

Impfschadens: 

1. ärztliche Hilfe; 

2. Versorgung mit den notwendigen Arznei-, Verband- und Heilmitteln; 

3. Versorgung mit orthopädischen Behelfen; 

4. Pflege und Behandlung in Krankenanstalten und Kuranstalten in der allgemeinen 

Pflegegebührenklasse; 

5. die mit der Behandlung verbundenen unvermeidlichen Reise- und Transportkosten, 

erforderlichenfalls auch für eine Begleitperson; 
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b) Übernahme der Kosten für Maßnahmen zur Rehabilitation unter sinngemäßer 

Anwendung der lit. a Z 1 bis 5; 

c) wiederkehrende Geldleistungen im gleichen Ausmaß wie die entsprechenden 

Geldleistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz (HVG), BGBl. Nr. 27/1964 in der 

geltenden Fassung: 

1. Beschädigtenrente gemäß §§ 21 und 23 bis 25 HVG. Kann auf Grund des Alters, in 

dem die Schädigung erlitten wurde, keine Ausbildung gemäß § 24 Abs. 8 HVG festgestellt 

werden, ist die Bemessungsgrundlage entsprechend der Einstufung in den gehobenen Dienst 

(Entlohnungsschema I, Entlohnungsgruppe b samt Verwaltungsdienstzulage) und für 

Zeiträume nach dem 1. Jänner 1999 nach dem Entlohnungsschema v (Entlohnungsgruppe 

v2, Bewertungsgruppe v2/1) nach dem Vertragsbedienstetengesetz 1948-VBG zu errechnen; 

2. Pflegezulage gemäß § 27 HVG; 

(…) 

(2) Abweichend von den in Abs. 1 lit. c und d angeführten Bestimmungen des 

Heeresversorgungsgesetzes ist  

a) Beschädigtenrente und Pflegezulage erst nach Vollendung des 15. Lebensjahres des 

Impfgeschädigten, 

b) für Impfgeschädigte vor Vollendung des 15. Lebensjahres an Stelle von 

Beschädigtenrente und Pflegezulage ein Pflegebeitrag in der Höhe von zwei Dritteln der 

sonst gebührenden Pflegezulage, 

c) für die Dauer einer zwei Monate überschreitenden Unterbringung in einer 

Krankenanstalt, einem Pflegeheim oder einer ähnlichen Anstalt, die mit der Gewährung der 

vollen Verpflegung verbunden ist, die Pflegezulage nicht und die Beschädigtenrente nur zu 

einem Viertel. 

zu leisten. 

§ 2a. (1) Hat die Schädigung Dauerfolgen nicht bewirkt, gebührt eine Entschädigung im Sinne 

des § 2 Abs. 1 lit. a und b nur, wenn durch die Impfung eine schwere Körperverletzung im 

Sinne des § 84 Abs. 1 StGB bewirkt worden ist. 

(2) Die Entschädigung nach Abs. 1 ist grundsätzlich als einmalige pauschalierte Geldleistung 

im Betrag von 883,56 Euro zu leisten. Dieser Betrag erhöht sich für jeden Tag, an dem beim 

Geschädigten Anstaltsbedürftigkeit gegeben war, um ein Dreißigstel der Pflegezulage der 

höchsten Stufe. 

(3) Eine über den im Abs. 2 genannten Betrag hinausgehende Entschädigung setzt voraus, 

daß der Geschädigte den Pauschalbetrag übersteigende Kosten im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. a 

und b nachweist. 
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(4) Eine Entschädigung nach Abs. 2 oder 3 steht einer Entschädigung für später 

hervorkommende Dauerfolgen nicht entgegen und ist auf eine solche nicht anzurechnen. 

 

Die gegenständlich maßgeblichen Bestimmungen des Heeresversorgungsgesetzes (HVG) 

lauten: 

§ 21. (1) Der Beschädigte hat Anspruch auf Beschädigtenrente, wenn seine Erwerbsfähigkeit 

infolge der Dienstbeschädigung über drei Monate nach dem Eintritt der 

Gesundheitsschädigung (§ 2) hinaus um mindestens 20 v.H. vermindert ist; die 

Beschädigtenrente gebührt für die Dauer der Minderung der Erwerbsfähigkeit um 

mindestens 20 v.H. Unter Minderung der Erwerbsfähigkeit im Sinne dieses Bundesgesetzes 

ist die durch Dienstbeschädigung bewirkte körperliche Beeinträchtigung im Hinblick auf das 

allgemeine Erwerbsleben zu verstehen. 

(2) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit im Sinne des Abs. 1 ist nach Richtsätzen 

einzuschätzen, die den wissenschaftlichen Erfahrungen entsprechen. Diese Richtsätze sind 

durch den Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

für Landesverteidigung nach Anhörung des Bundesbehindertenbeirates (§§ 8 bis 13 des 

Bundesbehindertengesetzes, BGBl. Nr. 283/1990) durch Verordnung aufzustellen.“ 

 

Die gegenständlich maßgeblichen Bestimmungen der Verordnung des Bundesministeriums 

für soziale Verwaltung vom 9.06.1965 über die Richtsätze für die Einschätzung der 

Minderung der Erwerbsfähigkeit lauten auszugsweise: 

Auf Grund des § 21 Abs. 2 des Heeresversorgungsgesetzes, BGBl. Nr. 27/1964, wird im 

Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Landesverteidigung verordnet: 

§ 1. (1) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit im Sinne des § 21 Abs. 1 des 

Heeresversorgungsgesetzes ist nach den Richtsätzen einzuschätzen, die nach Art und 

Schwere des Leidenszustandes in festen Sätzen oder Rahmensätzen festgelegt sind. Hiebei 

sind die Richtsätze der Anlage zur Verordnung des Bundesministeriums für soziale 

Verwaltung vom 9. Juni 1965, BGBl. Nr. 150, anzuwenden. (…)“ 

 

Der angefochtene Bescheid erweist sich in Bezug auf den zu ermittelnden Sachverhalt aus 

folgenden Gründen als mangelhaft: 

 

Mit Bescheid des Sozialministeriumservice vom 25.10.2022 hat die belangte Behörde einen 

Anspruch der Beschwerdeführerin auf Beschädigtenrente gem. §§ 1b, 2 Abs. 1 lit. c und 3 

Impfschadengesetz abgewiesen und in Ergänzung zu einem von der belangten Behörde 

erlassenen Bescheid vom 10.10.2022 (= Anm.: Zuerkennung einer Pauschalabgeltung) 
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entschieden, dass ein Mehrbegehren in der Höhe von 10.151,99 EUR zurückgewiesen wird. 

Begründet wurde dies damit, dass zwar nachgewiesen worden sei, dass die 

Beschwerdeführerin aufgrund der vorgenommenen Schutzimpfung eine schwere 

Körperverletzung nach § 84 StGB aber keine Dauerfolgen erlitten habe. Daher gebühre eine 

Pauschalentschädigung. Eine Beschädigtenrente setze voraus, dass durch die Impfung über 

drei Monate hinaus eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 20 v.H. bewirkt 

worden sei. Dass dies nicht der Fall sei, sei durch die vorliegenden Ermittlungsergebnisse - 

insbesondere durch die ergänzende Stellungnahme der leitenden Ärztin vom 19.09.2022 - 

schlüssig bewiesen.  

 

Im Gutachten vom 22.06.2022, nach persönlicher Untersuchung der Beschwerdeführerin am 

09.06.2022, hat der fachärztliche Sachverständige einen kausalen Zusammenhang zwischen 

der Astra Zeneca Impfung gegen Covid-19 als wahrscheinlich beurteilt und zu den 

Gesundheitsschädigungen angeführt:  

„Bei Frau L. bestand ein Erkrankungsbild, das heute als VITT (vaccine induced thrombotic 

thromocytopenia) bekannt ist.“  

Als zum Zeitpunkt zur Untersuchung bestehende maßgebliche Funktionsbeeinträchtigungen 

wurden im Gutachten Konzentrationsschwierigkeiten, Schlafstörungen und Nervosität 

angegeben (=Frage 2).  

Die Frage, ob die Impfung zumindest über 3 Monate andauernde Gesundheitsschädigungen 

verursacht habe, wurde vom fachärztlichen Sachverständigen bejaht und außerdem 

ausgeführt, dass die Beschwerdeführerin knapp über drei Monate im Krankenstand gewesen 

sei. Als Hauptgründe dafür wurden die Antikoagulationstherapie und die psychischen 

Belastungszustände angeführt. Weiters wurde vom fachärztlichen Sachverständigen 

ausgeführt, dass nach den Einschränkungen durch die Antikoagulation - die bis zur 

Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess beschrieben wurde - eventuell als Limitation im 

Alltag die Phase der psychischen Belastung mit Schlafstörungen und Nervosität bis jetzt (= 

Tag der Untersuchung 09.06.2022) andauere (= Frage 11).   

Aufgrund von Einwendungen der Beschwerdeführerin zum eingeholten fachärztlichen 

Gutachten vom 22.06.2022 holte die belangte Behörde eine ergänzende Stellungnahme 

einer leitenden Ärztin des Sozialministeriumservice vom 19.09.2022 ein, in welcher 

Nachfolgendes ausgeführt wurde: 

„Frau L. erlitt aufgrund der am 20.03.2021 vorgenommenen Covid 19 Impfung (Impfstoff 

Astra Zeneca) eine Sinusvenenthrombose im Rahmen einer VITT. Dies stellt als anfänglich 

lebensbedrohliche Situation eine schwere Körperverletzung dar. Die Gesundheitsschädigung 
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führte zu einem Krankenstand von drei Monaten; darüber hinaus bestehen   

Restbeschwerden in Form von Schlaflosigkeit und Nervosität, die jedoch für eine 

Einschätzung nach den „Richtsätzen für die Einschätzung der Minderung der 

Erwerbsfähigkeit gemäß § 7 KOVG 1957“ nicht relevant sind.  (Psychopathien und vegetative 

Dystonien erreichen nur mit dem Krankheitswert einer schweren Psychose einen 

Behinderungsgrad 100 v.H.; ansonsten seien sie mit 0 v.H. zu beurteilen – 

Richtsatzverordnung Abschnitt V, c, Positionen 582, 583 und 584). Die Veranlassung eines 

neurologischen Sachverständigengutachtens erscheine vor diesem Hintergrund nicht 

sinnvoll.“ 

 

Nachdem der fachärztliche Sachverständige in seinem Gutachten vom 22.06.2022 dargelegt 

hat, dass zum Zeitpunkt der Untersuchung am 09.06.2022, demnach etwa 14 Monate nach 

der angeschuldigten Impfung vom 20.03.2021 und der daraus resultierenden 

Gesundheitsschädigung VITT, als maßgebliche Funktionsbeeinträchtigungen 

Konzentrationsschwierigkeiten, Schlafstörungen und Nervosität vorgelegen sind, die 

Beschwerdeführerin mehr als drei Monate aus den Hauptgründen der 

Antikoagulationstherapie und der psychischen Belastungszustände im Krankenstand 

gewesen ist und bejaht hat, dass die durch die Impfung verursachten 

Gesundheitsschädigungen mehr als drei Monate angedauert haben, ist für den erkennenden 

Senat nicht nachvollziehbar, dass die belangte Behörde im angefochtenen Bescheid vom 

25.10.2022 - ohne Einholung eines Sachverständigengutachtens aus dem Bereich der 

Neurologie/Psychiatrie - schlüssig zum Ergebnis kommt, dass die Erwerbsfähigkeit der 

Beschwerdeführerin nicht drei Monate nach dem Eintritt der Gesundheitsschädigung hinaus 

um mindestens 20 v.H. vermindert ist bzw. war.  

 

Überdies führt die belangte Behörde im angefochtenen Bescheid vom 25.10.2022 aus, dass 

sie sich auf das vorliegende Ermittlungsergebnis stütze, insbesondere die Stellungnahme der 

leitenden Ärztin vom 19.09.2022. 

Dies lässt den Schluss zu, dass sich die belangte Behörde mit dem fachärztlichen Gutachten 

vom 22.06.2022 gar nicht mehr auseinandergesetzt und nur die ärztliche Stellungnahme 

vom 19.09.2022, welche lediglich auf Basis der Aktenlage erstellt wurde, zur Beurteilung der 

Voraussetzungen für die Abweisung des Anspruchs auf Beschädigtenrente herangezogen 

hat.  

 

Aber selbst in der ärztlichen Stellungnahme vom 19.09.2022 führte die leitende Ärztin aus, 

dass die Gesundheitsschädigung zu einem Krankenstand von drei Monaten führte (Anm.: der 
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Krankenstand dauerte länger als drei Monate) und über diesen Zeitraum hinaus 

Restbeschwerden wie Nervosität und Schlaflosigkeit vorliegen. Damit wird ebenfalls 

bekräftigt, dass allenfalls mehr als drei Monate nach dem Eintritt der Schädigung 

Gesundheitsschädigungen vorlagen bzw. möglicherweise vorliegen.  

 

Die leitende Ärztin führt in ihrer Stellungnahme weiters aus, dass die Leiden Schlaflosigkeit 

und Nervosität für eine Einschätzung nach der Richtsatzverordnung nicht relevant seien, da 

Psychopathien und vegetative Dystonien nur mit dem Krankheitswert einer schweren 

Psychose einen Behinderungsgrad von 100 v.H. erreichen würden, ansonsten seien sie mit 0 

v.H. zu beurteilen. 

 

Auch die oben dargelegten Ausführungen zu psychischen Erkrankungen nach der 

Richtsatzverordnung im Zusammenhang mit den bei der Beschwerdeführerin vorliegenden 

Beschwerden sind für den erkennenden Senat aus den folgenden Gründen nicht 

nachvollziehbar. Bei der angeführten psychischen Erkrankung Psychopathie handelt es sich 

um eine Persönlichkeitsstörung, bei der Erkrankung Dystonie handelt es sich um eine 

neurologische Bewegungsstörung und die Erkrankung Psychose umfasst verschiedene 

schwere psychische Erkrankungen. Laut dem fachärztlichen Gutachten vom 22.06.2022 

liegen bei der Beschwerdeführerin Schlafstörungen, Konzentrationsstörungen und 

Nervosität vor und wurde dies von der leitenden Ärztin übernommen. Auch in den von der 

Beschwerdeführerin im Verfahren vorgelegten neurologischen Befunden werden diese 

Beschwerden sowie Kopfschmerzen und Migräneattacken angeführt. Im fachärztlichen 

Gutachten vom 22.06.2022 führte der Sachverständige an, dass die Beschwerdeführerin 

aktuell beim niedergelassenen Facharzt eine Kontrolle wegen Kopfschmerzen und zur 

Migräneabklärung hatte.   

 

Um im gegenständlichen Fall überhaupt beurteilen zu können, ob bzw. welche 

neurologische/psychische Leiden bei der Beschwerdeführerin - basierend auf den 

angeführten Beschwerden - vorliegen, und ob es sich dabei nach Art, Dauer und Ausmaß um 

einschätzungsrelevante Gesundheitsschädigungen nach der Richtsatzverordnung handelt, ist 

ein Sachverständigengutachten aus dem Bereich der Neurologie/Psychiatrie einzuholen. Der 

von der belangten Behörde beigezogene Sachverständige ist aus dem Bereich der Inneren 

Medizin, die beigezogene leitende Ärztin ist aus dem Bereich der Allgemeinmedizin.   

 

Zu dem Umstand, dass die belangte Behörde mit dem angefochtenen Bescheid vom 

25.10.2022 auch einen Antrag der Beschwerdeführerin auf ein Mehrbegehren im 
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Zusammenhang mit einer gewährten Pauschalabgeltung zurückgewiesen hat ist 

auszuführen, dass ein Antrag lediglich aus formalen Gründen zurückzuweisen ist. Im 

gegenständliche Fall hat die belangte Behörde – wenn auch nicht ausreichend ermittelt – 

eine inhaltliche Entscheidung getroffen. Die belangte Behörde hat nicht dargelegt, auf 

welchem Weg sie zur Berechnung des zugesprochenen Betrages kommt bzw. keine 

Ausführungen zu dem von der Beschwerdeführerin beantragten Mehrbegehren gemacht. Im 

angefochtenen Bescheid wird lediglich die Pflegezulage der höchsten Stufe für das Jahr 2021 

in der Höhe von 3.207,20 EUR dargelegt und weiters ausgeführt, dass die Berechnungen des 

Erhöhungsbetrages durch die Beschwerdeführerin nicht korrekt sei und ebenso die von der 

Beschwerdeführerin angenommenen Anpassungsfaktoren für die Jahre 2003 und 2009 

fehlerhaft seien. Die belangte Behörde hat aber die aus ihrer Sicht korrekten 

Anpassungsfaktoren und den korrekten Erhöhungsbetrag nicht angegeben, den 

Rechnungsweg nicht dargelegt und auch keine Angaben zu den von ihr angenommenen 

Beträgen und entsprechenden rechtlichen Grundlagen gemacht.  

 

Der Vollständigkeit halber ist zu dem Hinweis im angefochtenen Bescheid vom 25.10.2022, 

wonach bei Zutreffen der gesetzlichen Voraussetzungen als Entschädigung nach dem 

Impfschadengesetz entweder eine Beschädigtenrente oder eine Pauschalabgeltung zu leisten 

ist und dies aus den angeführten gesetzlichen Bestimmungen hervorgehe festzuhalten, dass 

dies nicht nachvollzogen werden kann.  Vielmehr steht gemäß § 2a Abs. 4 Impfschadengesetz 

eine Entschädigung nach Abs. 2 oder 3 leg. cit. einer Entschädigung für später 

hervorkommende Dauerfolgen nicht entgegen und ist auf eine solche nicht anzurechnen. 

Diese gesetzliche Bestimmung wurde von der belangten Behörde selbst im Bescheid vom 

10.10.2022, mit welchem der Beschwerdeführerin eine Pauschalabgeltung zuerkannt wurde, 

zitiert.  

 

Im fortgesetzten Verfahren wird die belangte Behörde ein weiteres fachärztliches 

Sachverständigengutachten, basierend auf einer persönlichen Untersuchung der 

Beschwerdeführerin, zu den oben dargelegten Fragestellungen einzuholen und die 

Ergebnisse unter Einbeziehung des Beschwerdevorbringens und der vorgelegten 

medizinischen Beweismittel bei der Entscheidungsfindung zu berücksichtigen haben. Von 

den vollständigen Ergebnissen des weiteren Ermittlungsverfahrens wird die 

Beschwerdeführerin mit der Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme in Wahrung des 

Parteiengehörs in Kenntnis zu setzen sein. 
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Im gegenständlichen Fall ist sohin jedenfalls davon auszugehen, dass die belangte Behörde 

im Sinne der oben zitierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes den maßgeblichen 

Sachverhalt nur ansatzweise ermittelt hat bzw. die Ermittlung des Sachverhaltes in 

entscheidungswesentlichen Fragen an das Bundesverwaltungsgericht delegiert hat. Dass 

eine unmittelbare weitere Beweisaufnahme durch das Bundesverwaltungsgericht „im 

Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden“ 

wäre, ist – angesichts des mit dem bundesverwaltungsgerichtlichen Beschwerdeverfahren 

als Mehrparteienverfahren verbundenen erhöhten Aufwandes – nicht ersichtlich. 

 

Die Voraussetzungen des § 28 Abs. 2 VwGVG sind somit im gegenständlichen Beschwerdefall 

nicht gegeben. Da der maßgebliche Sachverhalt im Fall der Beschwerdeführerin noch nicht 

feststeht und vom Bundesverwaltungsgericht auch nicht rasch und kostengünstig festgestellt 

werden kann, war in Gesamtbeurteilung der dargestellten Erwägungen der angefochtene 

Bescheid gemäß § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG aufzuheben und die Angelegenheit zur 

Erlassung eines neuen Bescheides an das Sozialministeriumservice zurückzuverweisen. 

Zu Spruchpunkt B) Unzulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von 

der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder 

weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu 

lösenden Rechtsfrage vor. 

Konkrete Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen 

Beschwerde vorgebracht worden, noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen 

Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine 

ohnehin klare Rechtslage stützen. 


